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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az:  5 RJ 26/92 

 

 

 
.............................., 

 

Klägerin und Revisionsklägerin, 

 

Prozeßbevollmächtigte: .............................., 

 

 

g e g e n 

 

 

Landesversicherungsanstalt Württemberg, 

Stuttgart 40, Adalbert-Stifter-Straße 105, 

 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat nach Aktenlage ohne mündliche Verhandlung 

am 21. April 1993 durch den Vorsitzenden Richter B u r g e r und die Richter B e n d e r 

und B a l z e r sowie die ehrenamtlichen Richter B i s w a n g e r und v a n S t a a für 

Recht erkannt: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 17. Dezember 1991 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Klägerin hat gegen das Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Baden-Württemberg 

vom 17. Dezember 1991 in einem von ihr unterzeichneten Schreiben, eingegangen beim 

Bundessozialgericht (BSG) am 11. Mai 1992, Revision eingelegt. Ihr Antrag auf 

Bewilligung von Prozeßkostenhilfe und Beiordnung eines Rechtsanwalts als 

Prozeßbevollmächtigten ist mit Beschluß des Senats vom 4. August 1992 abgelehnt 

worden, da die Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Die 

Revision ist gemäß § 169 Sozialgerichtsgesetz (SGG) als unzulässig zu verwerfen, da sie 

weder im angefochtenen Urteil des LSG noch durch Beschluß des BSG zugelassen 

worden ist (§ 160 Abs 1 SGG). Selbst wenn das eingelegte Rechtsmittel in eine an sich 

zulässige Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision umgedeutet würde, müßte 

auch dieses Rechtsmittel als unzulässig verworfen werden (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 5); denn die Klägerin könnte die Beschwerde wirksam nur durch zugelassene 

Prozeßbevollmächtigte einlegen lassen (§ 166 Abs 1 SGG). Darauf ist sie sowohl in der 

Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils als auch im Schreiben des Senats vom 

13. Mai 1992 ausdrücklich hingewiesen worden. Eine derartige Einlegung ist nicht erfolgt. 

Vielmehr haben sich die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin erst nach Ergehen des 

Urteils für sie gemeldet. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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